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Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
zur Landeshaushaltsordnung

Erlass des Ministeriums der Finanzen
21 - H 1007. A2nBNF16#18#01

Vom 12. November 2018

I.

Die Übernahme der „Verfahrensordnung für die Vergabe öf-
fentlicher Liefer- und Dienstleistungsaufträge unterhalb der 
EU-Schwellenwerte (Unterschwellenvergabeordnung - UVgO) 
- Ausgabe 2017 -“ in das Landesrecht Brandenburg zum 1. Ja-
nuar 2019 macht die Neufassung der Verwaltungsvorschriften 
zu § 55 der Landeshaushaltsordnung (LHO) erforderlich. 

Die UVgO ersetzt die bisher geltende Vergabe- und Vertrags-
ordnung für Leistungen - Teil A (VOL/A), Abschnitt 1. Das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie hat auf seiner 
Website sowohl die Unterschwellenvergabeordnung (Fundstel-
le: Bundesanzeiger BAnz AT 07.02.2017 B1) als auch die Be-
kanntmachung der Erläuterungen zur Unterschwellenvergabe-
ordnung (Fundstelle: Bundesanzeiger BAnz AT 07.02.2017 B2) 
veröffentlicht: 

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/unter-
schwellenvergabeordnung-uvgo.html.

Die UVgO orientiert sich strukturell an der für öffentliche Auf-
träge oberhalb der EU-Schwellenwerte geltenden Vergabever-
ordnung (VgV). Erklärtes Ziel ist es dabei, die flexiblen Rege-
lungsansätze im neuen Oberschwellenvergaberecht auch bei 
der Vergabe öffentlicher Aufträge für Liefer- und Dienstleis-
tungsaufträge auf nationaler Ebene zur Anwendung kommen zu 
lassen und gleichzeitig die auch bisher schon deutlich einfache-
ren Regeln für den Unterschwellenbereich zu erhalten. Beson-
ders hingewiesen wird auf folgende Sachverhalte:

Die UVgO unterscheidet wie die VgV nun nach den Vorausset-
zungen für die Wahl der jeweiligen Verfahrensart (§ 8) und der 
Darstellung des Verfahrensablaufs (§ 9 ff.). Eine zentrale Neue- 
rung in der UVgO im Vergleich zur VOL/A ist die Wahlfreiheit 
des Auftraggebers zwischen Öffentlicher Ausschreibung und 
Beschränkter Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb. Die 
Anwendung der weiteren Verfahrensarten der Beschränkten 
Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb und Verhandlungs-
vergabe mit oder ohne Teilnahmewettbewerb ist an besondere 
Ausnahmetatbestände geknüpft.

Die Verwendung des Begriffs „Verhandlungsvergabe“ statt „Frei-
händige Vergabe“ in Anlehnung an den Begriff des Verhandlungs-
verfahrens im Oberschwellenbereich wird neu eingeführt.

Die Höchstgrenze für Direktvergaben wird von 500 Euro auf 
1.000 Euro angehoben.

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Nicht in Landesrecht übernommen wird § 50 UVgO. Freiberuf-
liche Leistungen sind zukünftig nach den Vorgaben der UVgO 
zu vergeben. Für Architekten- und Ingenieurleistungen findet 
sich wegen des besonderen Charakters dieser Berufsgruppe in 
den Verwaltungsvorschriften zu § 55 LHO eine spezielle Rege-
lung. 

Die Durchführung von Vergabeverfahren soll im Anwendungs-
bereich der UVgO elektronisch erfolgen. Hierfür bietet der Ver-
gabemarktplatz des Landes Brandenburg (VMP) alle erforderli-
chen technischen Voraussetzungen. Die entsprechenden Rege- 
lungen der UVgO sind jedoch nicht verpflichtend.

Die mit der Neufassung der Verwaltungsvorschriften zu § 55 
LHO erfolgten Änderungen haben überwiegend klarstellenden 
und rechtssichernden Charakter. Die Wertgrenzen der VV Nr. 3 
zu § 55 LHO wurden beibehalten. Die Bekanntmachungs-
schwelle wurde im Interesse von Transparenz und Wettbewerb 
auf 10.000 Euro gesenkt.

Als Folgeänderung der Übernahme der UVgO in Landesrecht 
mussten innerhalb der VV/VVG zu § 44 LHO die Allgemeinen 
Nebenbestimmungen für Zuwendungen (ANBest-I, ANBest-P, 
ANBest-EU, NBest-Bau und ANBest-G) angepasst werden.

II.

Die Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung des 
Landes Brandenburg (VV-LHO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 11. August 2016 (ABl. S. 870), die durch den 
Erlass vom 17. Juli 2018 (ABl. S. 767) geändert worden sind, 
werden wie folgt geändert:

1.	 Die VV zu § 44 LHO wird wie folgt geändert:

a)	 In Nummer 3.1 der Anlage 14 zu VV Nr. 5.1 zu § 44 
LHO wird der zweite Aufzählungsstrich wie folgt ge-
fasst:

„-	 bei der Vergabe von Aufträgen für Lieferungen und 
Dienstleistungen die Verfahrensordnung für die 
Vergabe öffentlicher Liefer- und Dienstleistungs-
aufträge unterhalb der EU-Schwellenwerte (Unter-
schwellenvergabeordnung - UVgO),“.

b)	 In Nummer 3.1 der Anlage 15 zu VV Nr. 5.1 zu § 44 
LHO wird der zweite Aufzählungsstrich wie folgt ge-
fasst:

„-	 bei der Vergabe von Aufträgen für Lieferungen und 
Dienstleistungen die Verfahrensordnung für die 
Vergabe öffentlicher Liefer- und Dienstleistungs-
aufträge unterhalb der EU-Schwellenwerte (Unter-
schwellenvergabeordnung - UVgO),“.
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c)	 Anlage 16 zu VV Nr. 5.1 zu § 44 LHO wird wie folgt 
geändert:

aa)	 In Nummer 3.2 wird der zweite Aufzählungsstrich 
wie folgt gefasst:

„-	 bei der Vergabe von Aufträgen für Lieferungen 
und Dienstleistungen die Verfahrensordnung für 
die Vergabe öffentlicher Liefer- und Dienstleis-
tungsaufträge unterhalb der EU-Schwellenwerte 
(Unterschwellenvergabeordnung - UVgO),“.

bb)	Nummer 3.3 wird wie folgt gefasst:

„3.3	 Verpflichtungen der oder des Zuwendungs-
empfangenden aufgrund seiner Stellung als 
Auftraggeber im Sinne des Vierten Teils des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) sowie andere vergaberechtliche Ver-
pflichtungen bleiben von Nummer 3.2 unbe-
rührt.“

cc)	 In Nummer 3.4 wird Buchstabe a wie folgt gefasst:

„a)	nicht unter die Verpflichtungen nach Num-
mer  3.3 fallen - insbesondere Aufträge unter-
halb der durch § 106 GWB in Bezug genomme-
nen Schwellenwerte - und“.

dd)	In Nummer 3.6 wird der letzte Absatz wie folgt ge-
fasst:

	 „Dies gilt nicht für Aufträge, die der Transparenz-
pflicht nach Nummer 3.4 oder der Verpflichtung des 
Auftraggebers unterliegen, den Vierten Teil des 
GWB und die auf der Grundlage von § 113 GWB 
erlassenen Rechtsverordnungen anzuwenden.“

d)	 In Nummer 1.1 der NBest-Bau (Anlage zur EZBau - 
Anlage 17 zu VV Nr. 6.4 zu § 44 LHO) wird der zweite 
Aufzählungsstrich wie folgt gefasst:

„-	 bei der Vergabe von Aufträgen für Lieferungen und 
Dienstleistungen die Verfahrensordnung für die 
Vergabe öffentlicher Liefer- und Dienstleistungs-
aufträge unterhalb der EU-Schwellenwerte (Unter-
schwellenvergabeordnung - UVgO).“

e)	 Anlage 21 zu VVG Nr. 5.1 zu § 44 LHO wird wie folgt 
geändert:

aa)	 In Nummer 3.1 wird der zweite Aufzählungsstrich 
wie folgt gefasst:

„-	 bei der Vergabe von Aufträgen für Lieferungen 
und Dienstleistungen die Verfahrensordnung für 
die Vergabe öffentlicher Liefer- und Dienstleis-
tungsaufträge unterhalb der EU-Schwellenwerte 
(Unterschwellenvergabeordnung - UVgO),“.

bb)	In Nummer 3.1 letzter Absatz wird das Wort „ist“ 
durch das Wort „sind“ ersetzt.

2.	 Die VV zu § 55 LHO wird wie folgt gefasst:

„1	 Grundsätze

1.1	 Öffentliche Aufträge über Bauleistungen, Lieferun-
gen und Leistungen sind in transparenten und  
diskriminierungsfreien Verfahren zu vergeben. Der 
Wettbewerb soll dabei die Regel sein.

1.2	 Für die Auftragswertschätzung gilt § 3 der Verord-
nung über die Vergabe öffentlicher Aufträge (Ver-
gabeverordnung - VgV) entsprechend. Alle in die-
ser Verwaltungsvorschrift genannten Auftragswerte, 
Gesamtauftragswerte und Wertgrenzen errechnen 
sich ohne die jeweils geltende Umsatzsteuer.

1.3	 Die oder der Beauftragte für den Haushalt (§ 9) ist 
bei Aufträgen mit einem Wert von mehr als 
100.000  Euro sowie bei Abweichungen von den 
Beschaffungsgrundsätzen zu beteiligen.

1.4	 Die Beschaffungsgrundsätze ergeben sich aus den 
anzuwendenden Vergabevorschriften und -bestim-
mungen.

1.5	 Alle Gesetze, Verordnungen und sonstigen Vor-
schriften, auf die in dieser Verwaltungsvorschrift 
Bezug genommen wird, sind in der jeweils gelten-
den Fassung anzuwenden.

1.6	 Für die Aufbewahrung von Vergabeunterlagen gel-
ten § 8 Absatz 4 VgV und § 6 Absatz 2 UVgO und 
im Übrigen die Bestimmungen der VV Nr. 4.7 zu 
den §§ 70 bis 72 und 75 bis 80 LHO, soweit hier-
nach längere Aufbewahrungsfristen einzuhalten sind. 
Die Anwendung von spezifischen Sonderregelun-
gen (zum Beispiel im Bereich der EFRE-/ESF-/
ELER-Förderung oder den Richtlinien für die 
Durchführung von Bauaufgaben des Landes im Zu-
ständigkeitsbereich der Landesbauverwaltung Bran-
denburg [RLBau BB] für die staatlichen Hochbau-
ten des Landes) bleibt hiervon unberührt.

2	 Vergabevorschriften

2.1	 Vergaben oberhalb der EU-Schwellenwerte

	 Soweit der geschätzte Auftragswert die Schwellen-
werte gemäß § 106 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen (GWB) erreicht oder über-
schreitet, richtet sich die Vergabe öffentlicher 
Aufträge nach dem Teil 4 GWB und den aufgrund 
des § 113 GWB erlassenen Rechtsverordnungen. 
Die Unternehmen haben Anspruch darauf, dass die 
Bestimmungen über das Vergabeverfahren einge-
halten werden (§ 97 Absatz 6 GWB).

2.2	 Vergaben unterhalb der EU-Schwellenwerte

	 Bei der Vergabe von Bau-, Liefer- und Dienstleis-
tungen, die nicht dem Teil 4 GWB unterliegen, sind 
anzuwenden:
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2.2.1	 Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen - 
VOB Teil A, Abschnitt 1 (VOB/A)

2.2.2	 Verfahrensordnung für die Vergabe öffentlicher Lie-
fer- und Dienstleistungsaufträge unterhalb der EU-
Schwellenwerte (Unterschwellenvergabeordnung - 
UVgO).

2.2.2.1	 In Abweichung zu § 50 UVgO sind auch Aufträge 
über Leistungen, die im Rahmen einer freiberuf- 
lichen Tätigkeit erbracht oder im Wettbewerb mit 
freiberuflich Tätigen angeboten werden, nach den 
übrigen Vorgaben der UVgO zu vergeben.

2.2.2.2	 Architekten- und Ingenieurleistungen im Sinne des 
§ 73 VgV können im Rahmen von Verhandlungs-
vergaben mit oder ohne Teilnahmewettbewerb nach 
§ 12 UVgO vergeben werden.

2.2.3	 Verordnung über die bevorzugte Berücksichtigung 
von Unternehmen bei der Vergabe öffentlicher Auf-
träge zur Förderung von Frauen im Erwerbsleben 
(Frauenförderverordnung - FrauFöV)

2.3	 Ergänzender Hinweis:

	 Unterfallen Beschaffungsvorgänge nicht der UVgO 
oder der VOB Teil A, Abschnitt 1 (VOB/A), kann 
eine Ausnahme nach § 55 Absatz 1 LHO insbeson-
dere bei Sachverhalten angenommen werden, für 
die das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) in §§ 107, 108, 109, 116, 117 oder 145 von 
einer Anwendbarkeit des Teils 4 GWB absieht.

2.4	 Bei allen Vergabeverfahren unterhalb der EU-
Schwellenwerte ist immer auch das Vorliegen einer 
Binnenmarktrelevanz des Auftrags nach den Krite-
rien der „Mitteilung der Kommission zu Ausle-
gungsfragen in Bezug auf das Gemeinschaftsrecht, 
das für die Vergabe öffentlicher Aufträge gilt, die 
nicht oder nur teilweise unter die Vergaberichtlini-
en fallen (2006/C 179/02)“ zu prüfen. Im Falle der 
Binnenmarktrelevanz haben Auftraggeber das Pri-
märrecht der Europäischen Union zu beachten. 
Hierzu zählen die EU-Grundfreiheiten sowie insbe-
sondere die Grundsätze der Gleichbehandlung, Ver-
hältnismäßigkeit und Transparenz.

	 Das Ergebnis der Einzelfallprüfung ist zu doku-
mentieren.

2.5	 Bei Beschränkten Ausschreibungen ohne Teilnah-
mewettbewerb oder Verhandlungsvergaben ohne 
Teilnahmewettbewerb beziehungsweise Freihändi-
ger Vergabe sowohl im Anwendungsbereich der 
UVgO als auch der VOB Teil A, Abschnitt 1 
(VOB/A) soll bei jedem Beschaffungsvorgang zwi-
schen den Unternehmen, die zur Abgabe von Ange-
boten oder zur Teilnahme an Verhandlungen auf- 
gefordert werden, gewechselt werden. Sofern von 
diesem Grundsatz abgewichen wird, ist dies zu be-
gründen und zu dokumentieren.

2.6	 Ergänzende Regelungen

	 Bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen nach 
den Nummern 2.1 und 2.2 sind insbesondere die 
folgenden Regelungen zu berücksichtigen:

-	 § 19 des Mindestlohngesetzes (MiLoG), § 21 
des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AEntG) und 
§ 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 
(SchwarzArbG),

-	 Brandenburgisches Gesetz über Mindestanfor- 
derungen für die Vergabe von öffentlichen  
Aufträgen (Brandenburgisches Vergabegesetz - 
BbgVergG),

-	 Gesetz zur Förderung des Mittelstandes im Land 
Brandenburg (Brandenburgisches Mittelstands-
förderungsgesetz - BbgMFG),

-	 Richtlinien für die bevorzugte Berücksichtigung 
bestimmter Bewerberinnen oder Bewerber,

-	 Vergabehandbuch des Landes Brandenburg für 
die Vergabe von Leistungen - ausgenommen 
Bauleistungen - (VHB-VOLBbg),

-	 Ergänzende Vertragsbedingungen für die Be-
schaffung von IT-Leistungen (EVB-IT),

-	 EG-/EU-Richtlinien, soweit sie nicht in nationa-
le Vergabevorschriften umgesetzt worden sind.

3	 Wertgrenzen

3.1	 Bei der Vergabe von Bauleistungen unterhalb der 
EU-Schwellenwerte nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen  - VOB Teil A, Ab-
schnitt 1 (VOB/A) ist auch zulässig

-	 eine Beschränkte Ausschreibung, wenn der Auf-
tragswert 200.000 Euro, und

-	 eine Freihändige Vergabe, wenn der Auftrags-
wert 20.000 Euro

	 voraussichtlich nicht überschreitet. 

	 Wird hiervon Gebrauch gemacht, sind mindestens 
drei geeignete Unternehmen zur Abgabe eines An-
gebotes aufzufordern. Nummer 2.5 bleibt unbe-
rührt.

3.2	 Bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen 
unterhalb der EU-Schwellenwerte ist eine Verhand-
lungsvergabe mit oder ohne Teilnahmewettbewerb 
nach § 12 UVgO oder eine Beschränkte Ausschrei-
bung ohne Teilnahmewettbewerb nach § 11 UVgO 
auch zulässig, wenn der geschätzte Auftragswert 
20.000 Euro nicht überschreitet.
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3.3	 Für die in den Nummern 3.1 und 3.2 genannten 
Werte gilt: 

-	 Wird eine Leistung in Lose aufgeteilt, so ist für 
das Erreichen der Wertgrenzen nach den Num-
mern 3.1 und 3.2 die Summe der addierten Lose 
maßgeblich.

-	 Die Vergabestelle informiert über beabsichtigte 
Verhandlungsvergaben ohne Teilnahmewett- 
bewerb oder Beschränkte Ausschreibungen ohne 
Teilnahmewettbewerb sowie Freihändige Ver-
gaben ab einem voraussichtlichen Auftragswert 
von 10.000 Euro auf dem Vergabemarktplatz. 
Die Bekanntmachung hat dabei grundsätzlich 
14 Tage vor der ersten Kontaktaufnahme mit 
den ausgewählten Bietern zu erfolgen.

4	 E-Vergabe und Bekanntmachungen

4.1	 Ab dem 18. Oktober 2018 ist gemäß § 81 Satz 1 
VgV die E-Vergabe für den Anwendungsbereich 
des GWB verpflichtend.

4.2	 Im Anwendungsbereich der UVgO soll die Durch-
führung der Vergabeverfahren ebenfalls als E-Ver-
gabe erfolgen.

	 § 7 Absatz 1, § 28 Absatz 2 Nummer 9 erste Alter-
native, § 29 Absatz 1 und § 38 Absatz 2 und 3 
UVgO sind jedoch insoweit nicht verpflichtend.

4.3	 Entsprechend dem jeweils geltenden Runderlass 
des für Inneres zuständigen Ministeriums ist die 
elektronische Vergabeplattform „Vergabemarktplatz 
Brandenburg“ zu nutzen.

5	 Nachprüfung

	 Für die Nachprüfung der Vergaben öffentlicher 
Aufträge nach dem GWB gelten die folgenden Be-
stimmungen:

-	 Teil 4 GWB (§ 155 ff.),

-	 Verordnung über die Nachprüfungsbehörden 
(Landesnachprüfungsverordnung - LNpV).“

III.

Dieser Erlass tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

Richtlinie des Ministeriums für Infrastruktur
und Landesplanung zur Förderung
der sozialen Integration im Quartier

(RL SIQ)

Vom 9. November 2018

Inhaltsübersicht

1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

2	 Gegenstand der Förderung

3	 Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger

4	 Zuwendungsvoraussetzungen

5	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

6	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

7	 Verfahren

8	 Geltungsdauer

1 	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1	 Das Land Brandenburg gewährt auf der Grundlage der 
zwischen Bund und Ländern abgeschlossenen Verwal-
tungsvereinbarung „VV Investitionspakt Soziale Integra-
tion im Quartier 2018“ und nach Maßgabe der Verwal-
tungsvorschriften zu den §§ 23 und 44 der Landeshaus- 
haltsordnung (LHO) Zuwendungen für Maßnahmen zur 
sozialen Integration im Quartier.

1.2	 Die Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts und 
der sozialen Integration im Quartier, die Sicherung von 
Wachstum und Beschäftigung, die Förderung von Bil-
dung und Familie sowie Maßnahmen zum Klimaschutz 
sind gemeinsame Anliegen von Bund, Ländern sowie 
Städten und Gemeinden. Die Erneuerung der Gemeinbe-
darfs- und Folgeeinrichtungen bildet dabei einen zentra-
len Ansatzpunkt. Dies schließt die Öffnung dieser zum 
Stadtteil sowie die Beteiligung der Zivilgesellschaft mit 
ein. Mit der Richtlinie zur Förderung der sozialen Integ-
ration im Quartier werden somit folgende Ziele verfolgt:

-	 Schaffung von Orten der Integration und des sozialen 
Zusammenhalts im Quartier,

-	 qualitative Verbesserung von Einrichtungen der un-
mittelbaren oder mittelbaren öffentlichen sozialen 
Infrastruktur, auch durch Herstellung von Barriere- 
armut und -freiheit,

-	 Errichtung, Erhalt, Ausbau und qualitative Verbesse-
rung von Grün- und Freiflächen,

-	 Beitrag zur Quartiersentwicklung durch Verbesse-
rung der baukulturellen Qualität.
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1.3	 Ein Anspruch der Antragstellenden auf Gewährung der 
Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet das Mi-
nisterium für Infrastruktur und Landesplanung (MIL) auf 
der Grundlage eines Vorschlages der Bewilligungsbehör-
de und aufgrund pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel.

2	 Gegenstand der Förderung

2.1	 Förderfähig sind Maßnahmen für soziale Gemeinbe-
darfs- und Folgeeinrichtungen, die der Integration die-
nen, deren erwartete Wirkung für die soziale Integration 
gesondert aufgezeigt wird und die den sozialen Zusam-
menhalt im Quartier stärken. Soziale Gemeinbedarfs- 
und Folgeeinrichtungen im Sinne dieser Richtlinie sind 
Gebäude, Anlagen sowie Grün- und Freiflächen.

	 Der angemessene Einsatz von investitionsvorbereitenden 
und -begleitenden Maßnahmen im Sinne von Num-
mer 4.6 ist förderfähig.

2.1.1	 Förderfähig sind Maßnahmen, die sozialen Problemen 
begegnen. Die Integrationswirkung der Maßnahmen ist 
von zentraler Bedeutung. Zur Integrationswirkung tragen 
insbesondere Maßnahmen bei,

-	 die das Engagement und die Toleranz der Nutzer-
gruppen der sozialen Infrastruktur unterstützen;

-	 die die Integration von Bevölkerungsgruppen mit 
Migrationshintergrund unterstützen;

-	 die die Integration von Menschen mit Behinderungen 
fördern;

-	 die Begegnungen und das Zusammenleben der Gene-
rationen ermöglichen und befördern; 

-	 die Begegnungen und das Zusammenleben von neu-
en und alten Nachbarn, Familien, Senioren, Jugend- 
lichen und anderer befördern;

-	 die den Zugang zu Bildung und Betreuung im Quar-
tier verbessern;

-	 die demokratische Strukturen aufbauen und autoritä-
ren Tendenzen entgegenwirken.

2.1.2	 Förderfähig sind soziale Gemeinbedarfs- und Folgeein-
richtungen, die eine enge Verzahnung von geförderter 
Maßnahme und umgebendem Quartier im Sinne einer 
nachhaltigen und bedarfsgerechten Stadt- und Quartiers- 
entwicklung anstreben. Einen Quartiersbezug in diesem 
Sinne stellen insbesondere Maßnahmen her,

-	 die quartiersbezogene Angebote in den Bereichen 
Soziales, Sport, Kultur und Freizeit für alle Bewoh-
nerinnen und Bewohner des Stadtteils unabhängig 
von Alter, Herkunft, Einkommen, Handicap, Bildung 
und Status vorsehen;

-	 die im Umfeld der Gemeinbedarfs- und Folgeein-
richtung die Möglichkeiten der Begegnung verbes-
sern;

-	 die zur Anpassung von Einrichtungen an eine verän-
derte Nachfrage (zum Beispiel aufgrund von Alters-
strukturveränderung, Zuzügen und anderem) dienen;

-	 die einen Beitrag zur Quartiersentwicklung durch 
Verbesserung der baukulturellen Qualität leisten;

-	 die Bewohnerinnen und Bewohner in verschiedenen 
Phasen des Projekts einbeziehen und ihnen Gestal-
tungsmöglichkeiten geben.

2.1.3	 Förderfähig sind Maßnahmen, die Verbindungen von ge-
förderter Maßnahme zu bestehenden, möglichst stadtteil-
bezogenen, sozialen Angeboten aufnehmen oder verstär-
ken. Darunter fallen insbesondere Gemeinbedarfs- und 
Folgeeinrichtungen, welche durch entsprechende Bundes- 
und Landesprogramme der Förderung des gesellschaft- 
lichen Zusammenhalts und der Integration dienen.

2.2	 Städte und Gemeinden werden in Abhängigkeit ihrer 
Entwicklungsdynamik und unabhängig von ihrer Größe 
unterstützt. Städte und Gemeinden werden entsprechend 
den Anforderungen ihrer jeweiligen demografischen Ent-
wicklung und aufgrund ihres Integrationsbedarfs geför-
dert. Ziel ist die Unterstützung der geeignetsten Maßnah-
men in den anpassungsbedürftigsten Räumen. Auf fol- 
gende Entwicklungsdynamiken soll dabei insbesondere 
eingegangen werden: 

-	 Konsolidierung von weiter schrumpfenden Städten
-	 Stärkung von sich stabilisierenden Städten
-	 Entlastung von wachsenden Städten.

	 Insbesondere ist die Unterstützung von Gemeinden mit 
einer starken Entwicklungsdynamik, von Gemeinden mit 
hohem Anpassungsdruck zur Schaffung von Gemeinbe-
darfs- und Folgeeinrichtungen der sozialen Infrastruktur 
und von Gemeinden mit besonderen sozialen Herausfor-
derungen Gegenstand der Förderung. Regionale Wachs-
tumskerne werden bei gleicher Qualität der Anträge be-
vorzugt berücksichtigt.

3 	 Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsemp-
fänger

	 Zuwendungsempfängerinnen sind Städte und Gemein-
den. Die Zuwendungen können gemäß Nummer 12 VVG 
zu § 44 LHO an Dritte (Träger, Vereine) weitergeleitet 
werden. Eine nochmalige Weiterleitung ist nicht zuläs-
sig. 

4	 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 	 Die geförderten Maßnahmen müssen sich aus einem in- 
tegrierten Stadtentwicklungskonzept (INSEK) oder einer 
vergleichbaren Planung ableiten lassen.

4.2	 Zuwendungen werden in der Regel für Investitionen in 
Verbindung mit Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen 
der sozialen Integration und des sozialen Zusammenhalts 
ausgereicht, die sich innerhalb einer städtebaulichen Ge-
samtmaßnahme, die auf der Grundlage der Städtebauför-
derungsrichtlinie 2015 (StBauFR 2015) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26. Oktober 2015 (ABl. 
S.  1255), die durch den Erlass vom 23. August 2017 
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(ABl. S. 843) geändert worden ist, gefördert wird, befin-
den. 

	 Die oben genannten Einrichtungen können auch in Un-
tersuchungsgebieten zur Vorbereitung einer städtebau- 
lichen Gesamtmaßnahme gefördert werden. Die Einhal-
tung des § 140 Nummer 1, 3 bis 6 sowie des § 141 Ab-
satz 1 des Baugesetzbuches (BauGB) ist in diesem Fall 
nachzuweisen.

4.3	 In besonderen Fällen kann eine Zuwendung auch außer-
halb einer Gebietskulisse der Städtebauförderung ausge-
reicht werden. Der besondere Bedarf zur Förderung der 
Einrichtung zur sozialen Integration beziehungsweise 
zur Förderung des sozialen Zusammenhalts im Quartier 
ist darzustellen. Die Darstellung des besonderen Bedarfs 
erfordert die Ableitung der Maßnahme aus einer städte-
baulichen Gesamtstrategie oder einer vergleichbaren in-
tegrierten Planung der Stadt oder Gemeinde.

4.4	 In den Fällen von Nummer 4.2 ist die Sanierung, die Er-
weiterung und, falls die Sanierung oder Erweiterung un-
wirtschaftlich ist, der Ersatzneubau förderfähig. Der Neu-
bau von Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen der so- 
zialen Integration und des sozialen Zusammenhalts ist 
förderfähig, sofern nachweislich notwendige Einrichtun-
gen im Sinne dieser Richtlinie fehlen. Das Brandenburgi-
sche Landesamt für Bauen und Verkehr ist frühzeitig ein-
zubinden.

	 In den Fällen von Nummer 4.3 ist die Sanierung, der 
Ausbau und, falls die Sanierung oder Erweiterung un-
wirtschaftlich ist, der Ersatzneubau förderfähig.

 
4.5	 Für die geförderten Einrichtungen muss gemäß hinrei-

chenden Beurteilungsgrundlagen festgestellt sein, dass 
diese langfristig für Zwecke der sozialen Infrastruktur  
genutzt werden.

4.6	 Förderfähig sind insbesondere baulich investive Maß-
nahmen.

	 Der angemessene Einsatz von investitionsvorbereitenden 
und -begleitenden Maßnahmen, insbesondere der Einsatz 
von Integrationsmanagerinnen oder Integrationsmana-
gern, ist förderfähig. Investitionsvorbereitende und -be-
gleitende Maßnahmen sind nur zur Vorbereitung bezie-
hungsweise Begleitung von aus dieser Richtlinie geför- 
derten Maßnahmen förderfähig.

5 	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1 	 Zuwendungsart: 	 Projektförderung

5.2 	 Finanzierungsart: 	 Anteilfinanzierung

5.3 	 Form der Zuwendung: 	Zuschuss

5.4 	 Bemessungsgrundlage:	

	 Zuwendungsfähig sind Investitionen in die unter Num-
mer 2 dargestellten Maßnahmen.

5.4.1 	Die Höhe der Zuwendung in Form eines Zuschusses be-
trägt 90 Prozent zu den zuwendungsfähigen Gesamtaus-
gaben. Als zuwendungsfähige Gesamtausgaben gelten 
alle zur Vorbereitung und Durchführung der geförderten 
Maßnahme notwendigen und angemessenen Ausgaben, 
die im Rahmen der baufachlichen Prüfung ermittelt und 
durch die Bewilligungsbehörde anerkannt worden sind. 
Die Zuwendungsempfängerin hat einen Eigenanteil von 
10 Prozent der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben be-
reitzustellen. Die Höhe der zuwendungsfähigen Gesamt-
ausgaben wird nach Abzug gegebenenfalls anfallender 
Einnahmen oder Leistungen Dritter errechnet. Einnah-
men oder Leistungen Dritter werden zuschussmindernd 
berücksichtigt.

5.4.2 	Die zuwendungsfähigen Gesamtausgaben ergeben sich 
aus den in den Planungsunterlagen tatsächlich nachge-
wiesenen und baufachlich anerkannten Ausgaben für die 
einzelnen förderfähigen Kostengruppen. Als Bemessungs-
grundlage für die Ermittlung der zuwendungsfähigen Ge-
samtausgaben bei Hochbaumaßnahmen sind die Kosten-
gruppen der DIN 276 zugrunde zu legen. 

5.4.3 	Falls zur Erreichung des Förderzwecks die Anmietung 
oder -pachtung von Flächen notwendig ist, wird eine 
Förderung insoweit ermöglicht, als dass es sich um einen 
untergeordneten Anteil (bis höchstens 20 Prozent der 
Grundfläche oder der zuwendungsfähigen Ausgaben) der 
zur Förderung vorgesehenen Maßnahme handelt. Ist eine 
Anmietung oder -pachtung von Flächen erforderlich, gel-
ten die Regelungen unter Nummer 6.3 analog. 

5.4.4 	Zuwendungen in Form von Zuschüssen sollen eine Höhe 
von 50.000 Euro nicht unterschreiten.

5.4.5	 Von der Förderung bleiben ausgeschlossen:

-	 die Personal- und Sachkosten der Städte und Ge-
meinden sowie der Gemeindeverbände,

-	 die Ausgaben im Zusammenhang mit der Aufbrin-
gung des Eigenanteils und der Verwendung oder Vor-
finanzierung dieser Mittel,

-	 die Kostenanteile in der Höhe, in der die Erstemp- 
fängerin beziehungsweise die Letztempfängerin der  
Zuwendung steuerliche Vergünstigungen nach §§ 9 
und 15 des Umsatzsteuergesetzes in Anspruch neh-
men können; in diesen Fällen reduziert sich die Be-
messungsgrundlage auf die Nettoausgaben (Preise 
ohne Umsatzsteuer),

-	 die Ausgaben für die Unterhaltung und den Betrieb 
von Anlagen und Einrichtungen,

-	 die Ausgaben, die infolge des Verzichts auf Einnah-
men entstehen (Abgaben- oder Auslagenbefreiung).

6 	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1	 Bei Baumaßnahmen ist Nummer 6 VVG zu § 44 LHO zu 
beachten.

6.2	 Alle mithilfe der Zuwendung hergestellten investiven 
Maßnahmen sind fünfundzwanzig Jahre an den Zuwen-
dungszweck gebunden. Ihre Verwendung innerhalb die-
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ses Zeitraumes für andere Zwecke bedarf der vorherigen 
Zustimmung der Bewilligungsbehörde.

 
6.3	 Ist die Zuwendungsempfängerin nicht Grundstücks- 

eigentümerin oder Erbbauberechtigte mit einem Erbbau-
recht für mindestens die Dauer der Zweckbindung an 
dem vorgesehenen Baugrundstück, so kann die Bewilli-
gungsbehörde die Gewährung der Zuwendung vom Be-
stehen eines sich über die Zweckbindungsdauer erstre-
ckenden Pacht-, Miet- oder sonstigen Nutzungsvertrages 
mit der Grundstückseigentümerin oder der Erbbaube-
rechtigten abhängig machen.

6.4	 Die geförderten Städte und Gemeinden haben, gemäß 
Landtagsbeschluss Drucksache 6/6823 (ND)-B, die 
Pflicht, bei dem Einsatz von Landesmitteln auf die Um-
setzung von Kunst am Bau hinzuwirken.

6.5 	 Die geförderten Städte und Gemeinden sind zur Teilnah-
me an der Evaluierung des Bundes als Grundlage für eine 
Wirkungsanalyse der Investitionen verpflichtet. Die elek-
tronischen Begleitinformationen des Bundes (eBi) sind 
durch die geförderten Städte und Gemeinden auszufüllen 
und freizugeben.

6.6 	 In öffentlichkeitswirksamen Darstellungen der nach die-
ser Richtlinie geförderten Maßnahmen ist das Logo „In-
vestitionspakt Soziale Integration im Quartier“ zu nut-
zen. Des Weiteren sind die Förderanteile des Bundes und 
des Landes zu benennen. 

7 	 Verfahren

7.1	 Das Landesamt für Bauen und Verkehr (LBV) ist Bewil-
ligungsbehörde. Liegen die Zuwendungsvoraussetzun-
gen nicht vor oder stehen Haushaltsmittel nicht in aus-
reichendem Umfang zur Verfügung, erteilt die Bewilli- 
gungsbehörde einen ablehnenden Bescheid.

7.2	 Anträge sind nach dem Muster der Anlage in schrift- 
licher Form an die Bewilligungsbehörde zu übersenden.

7.2.1	 Der Zeitraum für die Einreichung der Projektanträge 
wird jährlich durch einen Projektaufruf bekannt gege- 
ben. Sofern eine Stadt oder Gemeinde mehrere Anträge 
stellt, sind diese mit einer Priorität zu versehen.

7.2.2	 Die Bewilligung erfolgt für Einzelmaßnahmen, die je-
weils innerhalb des Programmjahres umsetzbar und am 
Ende des Programmjahres abrechenbar sind. Ein Pro-
grammjahr besteht aus fünf Kalenderjahren. 

7.2.3	 Die Förderung einer Maßnahme aus mehreren Programm-
jahren ist unzulässig. Die Bildung einzelner, für sich ab-
rechenbarer Teilleistungen ist zulässig.

7.2.4	 Der Antrag muss die Erklärung der Antragstellerin ent-
halten, dass mit dem beantragten Projekt noch nicht be-
gonnen wurde.

7.3	 Übersteigt die beantragte Zuwendung den Betrag von 
500 000 Euro, veranlasst die Bewilligungsbehörde die 
baufachliche Prüfung durch den Brandenburgischen 
Landesbetrieb für Liegenschaften und Bauen (BLB). Un-
terschreitet die Antragssumme die Zuwendungshöhe von 
500 000 Euro, wird von der baufachlichen Prüfung abge-
sehen.

7.4 	 Der Mittelabruf richtet sich nach der Nummer 1.4.4 der 
Anlage zu VVG Nr. 5.1 zu § 44 LHO (Allgemeine Ne-
benbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförde-
rung an Gemeinden [GV] - ANBest-G). Die Mittelabrufe 
sind mit entsprechenden Erklärungen an das LBV zu 
übergeben.

7.5	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Auf-
hebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforde-
rung der gewährten Zuwendung gelten die VV/VVG zu 
§ 44 LHO, soweit nicht Abweichungen zugelassen wor-
den sind.

7.6	 Die Einzelmaßnahmen des bewilligten Programmjahres 
sind bis spätestens nach Ablauf des Bewilligungszeitrau-
mes abzurechnen. Der Bewilligungsbescheid einer Maß-
nahme kann ein früheres Abrechnungsdatum festsetzen.  

8 	 Geltungsdauer

	 Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 12. November 
2018 in Kraft und am 31. Dezember 2021 außer Kraft.  
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� Anlage

An das
Landesamt für Bauen und Verkehr
Außenstelle Cottbus
Dezernat 32
Gulbener Straße 24
03046 Cottbus

Antrag auf Gewährung einer Zuwendung

Investitionspakt Soziale Integration im Quartier (RL SIQ)

Programmjahr 20xx 

Antragsdatum:

1	 Antragsteller

Gemeinde:

Landkreis:

Anschrift:

Auskunft erteilt: (Name, Tel.-Nr., E-Mail)

Bankverbindung: IBAN  

BIC

Kreditinstitut

2	 Zuwendungsgegenstand

Bezeichnung der Maßnahme:

Anschrift der Maßnahme:

Durchführungszeitraum (Tag/Monat/Jahr): von bis
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2.1	Die beantragte Maßnahme befindet sich:

□	 innerhalb eines Gebiets der Städtebauförderung bzw. eines Untersuchungsgebiets.

	 Das Gebiet ist in folgendes Programm der Städtebauförderung aufgenommen:

	 □	 Soziale Stadt

	 □ 	Stadtumbau

	 □ 	Städtebaulicher Denkmalschutz

	 □ 	Aktive Stadt- und Ortsteilzentren

	 □ 	Kleinere Städte und Gemeinden

	 □ 	Städtebauliche Sanierung und Entwicklung

(Bezeichnung der Gesamtmaßnahme)

□	 außerhalb eines Gebiets der Städtebauförderung bzw. eines Untersuchungsgebiets.

	 (Hinweis: Der besondere Bedarf zur Förderung ist darzustellen. Dieser ergibt sich aus der städtebaulichen Gesamtstrategie oder 
einer vergleichbaren integrierten Planung - vgl. Begründung zur Notwendigkeit der Förderung unter Nummer 5.1.)

2.2	Ist die Maßnahme Bestandteil einer städtebaulichen Zielplanung im Rahmen der Städtebauförderung (vor Baubeginn):

□	  Ja	 □ 	Nein

(Bezeichnung der Gesamtmaßnahme)

2.3	Wurde die Maßnahme mit dem Umsetzungsplan dem Grunde nach im Rahmen der Städtebauförderung bestätigt? 
	 Bitte ankreuzen. 

□	  Ja	 □ 	Nein

2.4	Wurde für die Maßnahme bereits eine baufachliche Prüfung gemäß Nummer 7.3 RL SIQ erstellt? 
	 Bitte ankreuzen.

□	  Ja	 □ 	Nein

	 (Hinweis: Wenn ja, dann ist die baufachliche Prüfung als Anlage zum Antrag einzureichen.)

3	 Gesamtkosten

Gesamtkosten laut Kostenschätzung/Kostengliederung (in €):

beantragte Zuwendung (ohne KMA) (in €):
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5	 Begründung

5.1	Notwendigkeit der investiven Maßnahme und des Integrationsmanagements (sofern Antragsbestandteil)

Standort, Ziel/Nutzen (Integrationsgedanke und Quartiersbezug), Zusammenhang mit anderen Maßnahmen, 
Maßnahmen desselben Aufgabenbereichs in vorhergehenden oder folgenden Jahren, besonderer Förderbedarf
Integrationsmanagement: Erläuterungen zum Aufgabenbereich und Kostenumfang des Integrationsmanagers

	 Die Annahme der Nachhaltigkeit der Maßnahme für die Zweckbindungsfrist von 25 Jahren stützt sich auf folgende Beurteilungs-
grundlagen (vgl. Nummer 4.5 RL SIQ):

□	 kommunales fachliches/städtebauliches Entwicklungskonzept bzw. städtebauliche Zielplanung

Welche:

Vom/Stand:

□	 andere verbindliche und aussagekräftige Fachplanungen:

Welche:

Vom/Stand:

	 und wird wie folgt vertiefend begründet (ggf. gesondertes Blatt verwenden):

5.2	Notwendigkeit des Raumbedarfs der Maßnahme

Erläuterungen zum Raumbedarf i. V. m. der beabsichtigten Konzeption, Anzahl der Nutzergruppen und Frequentierung

5.3	Notwendigkeit der Förderung 

Zur Notwendigkeit der Förderung und zur Finanzierung (u. a. Eigenmittel, Förderhöhe, Landesinteresse an der Maßnahme, 
alternative Förderungs- und Finanzierungsmöglichkeiten)
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6	 Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen

(Darstellung der angestrebten Auslastung bzw. des Kostendeckungsgrades, Angaben zu den jährlichen Folgekosten, Tragbarkeit 
der Folgelasten für den Antragsteller, Finanzlage des Antragstellers usw.)

7	 Erklärungen

Der Antragsteller erklärt, dass

7.1 mit der Maßnahme noch nicht begonnen wurde und vor Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides ohne vorherige Zustim-
mung der Bewilligungsbehörde nicht begonnen wird; als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Abschluss eines der Ausfüh-
rung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages zu werten,

7.2   er im Rahmen dieser Maßnahme zum Vorsteuerabzug

□ nicht berechtigt ist,

□ berechtigt ist und dies bei der Berechnung der Gesamtkosten (Nummer 3) berücksichtigt hat (Preise ohne Umsatzsteuer),

7.3 er/sie die zur Beantragung der Bundesmittel erforderlichen elektronischen Begleitinformationen (eBi) online bereitgestellt hat,

7.4 soweit es sich um bauliche Maßnahmen handelt, das Vorhaben langfristig, das heißt für die Dauer der Zweckbindungsfrist 
von 25 Jahren, für Zwecke der sozialen Infrastruktur genutzt wird,

7.5 er/sie sich zur Teilnahme an der Evaluierung des Bundes als Grundlage für eine nachhaltige soziale und integrative  
Wirkungsanalyse der Investitionen verpflichtet,

7.6   die in diesem Antrag (einschließlich Antragsunterlagen) gemachten Angaben vollständig und richtig sind.

8	 Anlagen

□	 Lageplan - soweit zutreffend mit Eintrag der Kulissen der Städtebauförderung und - mit farbiger Kennzeichnung des Bauvor-
habens

□	 Vollständige Entwurfszeichnungen des Bauvorhabens
□	 Bau- und/oder Raumprogramm
□	 Erläuterungsbericht mit Beschreibung der Baumaßnahme 
□	 Bericht über den Stand der bauaufsichtlichen und sonst erforderlichen Genehmigungen (soweit vorhanden - bitte Genehmigun-

gen beifügen)
□	 Baufachliche Prüfung der bautechnischen Dienststellen der Gemeinde (GV) bzw. eines beauftragten Büros oder des Branden-

burgischen Landesbetriebs für Liegenschaften und Bauen (BLB) - soweit vorhanden (im Falle der Erstellung der baufachlichen 
Prüfung durch die Gemeinde: Nachreichung bis zum … erforderlich)

□	 Bauzeitenplan
□	 Nur bei Ersatzbauten gemäß Nummer 4.4 Absatz 1 RL SIQ: Wirtschaftlichkeitsbetrachtung (Gegenüberstellung Sanierungs- 

und Neubaukosten) 
□	 Nur bei Neubauten gemäß Nummer 4.4 Absatz 2 RL SIQ: Nachweis der Erforderlichkeit der zusätzlichen Einrichtung
□	 Kommunalaufsichtliche Stellungnahme zur Finanzierung des Eigenanteils

__________________________________________________	 __________________________________________________
Ort, Datum	 (Rechtsverbindliche Unterschrift)
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Errichtung der „Zander Familienstiftung“

Bekanntmachung 
des Ministeriums des Innern und für Kommunales

Vom 12. November 2018

Auf Grund des § 13 des Stiftungsgesetzes für das Land Bran-
denburg (StiftGBbg) vom 20. April 2004 (GVBl. I S. 150) wird 
hiermit die Anerkennung der „Zander Familienstiftung“ mit 
Sitz in Blankenfelde-Mahlow als rechtsfähig öffentlich bekannt 
gemacht. 

Zweck der Stiftung ist 

a)	 die anlass- und bedarfsunabhängige finanzielle Unterstüt-
zung der Begünstigten,

b)	 die anlass- und bedarfsunabhängige Förderung der schuli-
schen Ausbildung, der Berufsausbildung, des Studiums, der 
beruflichen Existenzgründung und der kulturellen Bildung 
der Begünstigten oder die Unterstützung bei sonstigen wirt-
schaftlichen Investitionen in die Zukunft,

c)	 die Erhaltung des von den Stiftern gewidmeten Grundstock-
vermögens zum Wohle der Begünstigten.

Die gemäß § 4 Absatz 1 StiftGBbg zuständige Verwaltungs- 
behörde für die Anerkennung einer Stiftung mit Sitz im Land 
Brandenburg, das Ministerium des Innern und für Kommuna-
les, hat die Anerkennung der Rechtsfähigkeit mit Urkunde vom 
12. November 2018 erteilt.

Verwaltungsvorschrift 
zur Änderung der Verwaltungsvorschrift 

über die Legitimations- und Kennzeichnungspflicht 
von Polizeivollzugsbediensteten 

(VV Kennzeichnungspflicht)

Verwaltungsvorschrift 
des Ministeriums des Innern und für Kommunales

Vom 7. November 2018

I.

Auf Grund des § 9 Absatz 4 des Brandenburgischen Polizei- 
gesetzes wird die Verwaltungsvorschrift über die Legitima-

tions- und Kennzeichnungspflicht von Polizeivollzugsbediens-
teten (VV Kennzeichnungspflicht) vom 21. November 2012 
(ABl. S. 1956) wie folgt geändert:

1. 	 Nummer 4.4.2 wird wie folgt gefasst:

„4.4.2	 Die namentliche Kennzeichnung erfolgt, soweit 
nichts anderes geregelt ist, durch ein Schild mit 
dem Familiennamen. Das Schild ist, soweit nichts 
anderes geregelt ist, an dem hierfür vorgesehenen 
Knopf oder an der hierfür vorgesehenen Flauschflä-
che anzubringen. Ist weder Knopf noch Flauschflä-
che vorhanden, ist das Schild auf Brusthöhe links 
anzubringen.“

2. 	 Nummer 4.4.3 wird aufgehoben.

3. 	 Die bisherige Nummer 4.4.4 wird Nummer 4.4.3.

4. 	 Nummer 4.5.1 wird wie folgt gefasst:

„4.5.1	 Alle Brandenburgischen Polizeivollzugsbedienste-
ten erhalten feste sowie textile Namensschilder ge-
mäß Nummer 4.4.2. Sie erhalten jeweils ein Na-
mensschild mit Lasche, mit Magnet und mit 
Splinten sowie zwei textile Namensschilder.“

5.	 Nummer 4.5.2 wird aufgehoben.

6. 	 Die bisherige Nummer 4.5.3 wird Nummer 4.5.2.

7. 	 Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

„5	 Inkrafttreten

	 Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. Januar 2013 in 
Kraft.“

II.

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Veröffentli-
chung im Amtsblatt für Brandenburg in Kraft.
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Ablehnung des Antrags für Errichtung und Betrieb 
von sechs Windkraftanlagen in 16837 Rheinsberg 

in der Gemarkung Dorf Zechlin

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 27. November 2018

Der Antrag der Firma EnBW Windkraftprojekte GmbH aus 
70567 Stuttgart, Schelmenwasenstr. 15 vom 18.12.2015 in der 
Fassung vom 22.05.2018 auf Errichtung und Betrieb von insge-
samt sechs Windkraftanlagen im Außenbereich der Stadt Rheins-
berg auf Grundstücken in 16837 Rheinsberg, Gemarkung Dorf 
Zechlin, Flur 2, Flurstücke 4, 6, 65, 66 und 67 wird abgelehnt.

Auslegung

Die Entscheidung liegt in der Zeit vom 29. November 2018 bis 
einschließlich 12. Dezember 2018 im Landesamt für Umwelt, 
Genehmigungsverfahrensstelle West, Seeburger Chaussee 2, 
Haus 3, Zimmer 328, 14476 Potsdam OT Groß Glienicke und 
in der Stadtverwaltung Rheinsberg im Dienstgebäude Dr.-Mar-
tin-Hennig-Straße 33 in 16831 Rheinsberg im Bau- und Bür-
geramt aus und kann dort während der Dienststunden von je-
dermann eingesehen werden. Um telefonische Anmeldung wird 
nach Möglichkeit gebeten.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den 
Einwendern und auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendung erhoben haben, als zugestellt.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Bescheid 
und seine Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist 
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim 
Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle West, 
Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam schriftlich angefordert 
werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach dessen 
Zustellung schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch ein-
gelegt werden. 

Ein schriftlicher Widerspruch ist an das Landesamt für Umwelt, 
Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam zu richten. Zur Nieder-
schrift kann der Widerspruch beim Landesamt für Umwelt, 
Seeburger Chaussee 2 in 14476 Potsdam OT Groß Glienicke 
eingelegt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-

lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 8. Dezember 2017 (BGBl. I S. 3882)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle West

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben wesentliche Änderung 
eines Reifenwerks in 15517 Fürstenwalde

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 27. November 2018

Die Firma Goodyear Dunlop Tires Germany GmbH, Tränke-
weg 14 in 15517 Fürstenwalde beantragt die Genehmigung 
nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), 
auf dem Grundstück Tränkeweg 14, 15517 Fürstenwalde in der 
Gemarkung Fürstenwalde, Flur 143, Flurstück 148, Flur 151, 
Flurstücke 238, 239, 240, 242 und 266 sowie Flur 152, Flur- 
stücke 2/2, 38 und 63 ein Reifenwerk wesentlich zu ändern.  
(Az.: G09418)

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 10.7.2 V des 
Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-
gen (4. BImSchV) sowie um die Änderung eines Vorhabens 
nach Nummer 10.3.2 S der Anlage 1 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG).

Nach § 9 Absatz 2 Nummer 2 UVPG war für das beantragte 
Vorhaben eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls 
durchzuführen.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgeleg-
ten Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht hervorgeru-
fen werden. Mit erheblichen Beeinträchtigungen der Schutz- 
güter Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit, Fläche, 
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Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Land-
schaftsbild ist unter Berücksichtigung der vom Antragsteller 
vorgesehenen Vorkehrungen nicht zu rechnen.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben Errichtung und Betrieb 
einer Kompostierungsanlage in 03222 Lübbenau 

OT Groß Beuchow

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 27. November 2018

Die Firma Lübbenauer Baustoff Recycling GmbH, Gewerbe-
park 8 in 03222 Lübbenau beantragt die Genehmigung nach § 4 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem 
Grundstück Beuchower Dorfstraße 28 in 03222 Lübbenau 
OT Groß Beuchow, Gemarkung Klein Beuchow, Flur 2, Flur-
stück 319 eine Kompostierungsanlage zu errichten und zu be-
treiben. 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 8.5.2V  
des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Num-
mer 8.4.1.2S der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG).

Nach § 7 Absatz 2 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenträger vorgelegten 
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Krite-
rien:

Aufgrund der Lage des Vorhabens außerhalb von und des Ab-
standes zu Schutzgebietsausweisungen und anderen Schutzkri-
terien nach Anlage 3 Nummer 2.3 UVPG wurden besondere 
örtliche Gegebenheiten nach § 7 Absatz 2 Satz 5 UVPG nicht 
festgestellt.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für die Herstellung einer Spülfläche innerhalb 
des Kiessandtagebaus Leegebruch-SO

Bekanntmachung des Landesamtes für Bergbau, 
Geologie und Rohstoffe
Vom 6. November 2018

Die Kies- und Steinwerk Boerner GmbH & Co. KG beantragt 
mit Schreiben vom 27.06.2018 für die Herstellung einer Spül-
fläche innerhalb des Kiessandtagebaus Leegebruch-SO die all-
gemeine Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht. Durch 
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die beantragte Herstellung einer Spülfläche mit einer Größe 
von ca. 2,3 ha innerhalb des Kiessandtagebaus Leegebruch-SO 
kommt es zu einer Änderung des mit Beschluss vom 28. Sep-
tember 2001 planfestgestellten obligatorischen Rahmenbe-
triebsplans. Gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 2 UVPG ist bei einer 
Änderung eines Vorhabens, für das eine Umweltverträglich-
keitsprüfung durchgeführt worden ist, durch eine allgemeine 
Vorprüfung zu prüfen, ob die Änderung zusätzliche erhebliche 
nachteilige oder andere erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen hervorrufen kann.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung gemäß §§ 9 Absatz 4 in 
Verbindung mit 7 Absatz 1 und 5 UVPG wurde festgestellt, 
dass für das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht 
besteht.

Wesentliche Gründe für die Entscheidung (entsprechend § 5 
Absatz 2 in Verbindung mit Anlage 3 UVPG) sind:

- 	 Durch die Herstellung der Spülfläche innerhalb des bereits 
bestehenden Kiessees kommt es zu keiner zusätzlichen Flä-
cheninanspruchnahme. Von der Maßnahme sind somit kei-
ne Flächen betroffen, die aktuell einer bedeutenden Nut-
zung oder Funktion unterliegen. 

- 	 Erhebliche Beeinträchtigungen der Schutzgüter gemäß § 2 
Absatz 1 UVPG sowie der Trinkwasserschutzzone III des 
Wasserschutzgebiets Stolpe der Fassung Borgsdorf sind 
nicht zu erwarten.

- 	 Es sind keine besonders gefährdeten Arten betroffen.
- 	 Eine Anfälligkeit des Vorhabens für Störfälle im Sinne des 

§ 2 Nummer 7 der Störfall-Verordnung ist nicht gegeben. 

Die Feststellung erfolgte auf der Grundlage der von der Vorha-
benträgerin vorgelegten Unterlagen.

Diese Entscheidung ist gemäß § 5 Absatz 3 UVPG nicht selbst-
ständig anfechtbar. Die Begründung dieser Entscheidung und 
die zugrunde liegenden Antragsunterlagen, einschließlich Kar-
tenmaterial können nach vorheriger telefonischer Anmeldung 
(0355 48640-321) während der Dienstzeiten im Landesamt für 
Bergbau, Geologie und Rohstoffe, Dezernat 32, Inselstraße 26, 
03046 Cottbus, eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen:

-	 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 
(BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

-	 Bundesberggesetz vom 13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 4 des Gesetzes vom 
20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808)

-	 Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung berg-
baulicher Vorhaben (UVP-V Bergbau) vom 13. Juli 1990 
(BGBl. I S. 1420), zuletzt geändert durch Artikel 2 Ab-
satz 24 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808)

Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe 

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Widmung, Umstufung und Einziehung 
von Teilabschnitten der Landesstraße L 11 

im Landkreis Prignitz

Bekanntmachung 
des Landesbetriebs Straßenwesen Brandenburg, 

Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten
Vom 7. November 2018

Entsprechend dem Planfeststellungsbeschluss des Landes- 
amtes für Bauen und Verkehr des Landes Brandenburg  
Gz.-Nr.: 2104-31103/0011/002 vom 20. März 2015 wurden die 
Straßenbauarbeiten im Zusammenhang mit dem Neubau von 
Teilabschnitten der L 11 im Bereich der Ortsumgehung Breese 
abgeschlossen. Am 1. November 2018 erfolgte die Verkehrs-
freigabe der neu gebauten Teilabschnitte der Landesstraße L 11 
und die Ingebrauchnahme der jeweiligen Abschnitte für die 
neuen Verkehrszwecke. Die neu gebauten Verkehrsflächen er-
halten die Eigenschaft einer öffentlichen Straße und werden der 

Allgemeinheit ohne Beschränkungen zur Verfügung gestellt. 
Die oben genannten Verkehrsflächen werden in die Gruppe der 
Landesstraßen eingestuft und werden Bestandteil der Landes-
straße L 11. Baulastträger wird das Land Brandenburg.

Dies hat zur Folge, dass alle Maßgaben des Regelungsverzeich-
nisses des Planfeststellungsbeschlusses hinsichtlich Widmung, 
Umstufung und Teileinziehung der zurückgebauten Teilab-
schnitte der bisherigen Landesstraße L 11 mit der Ingebrauch-
nahme für die neuen Verkehrszwecke in Kraft getreten sind. 

Die zurückgebauten Teilabschnitte der verlassenen L 11 werden 
entsprechend oben angeführtem Planfeststellungsbeschluss ein- 
gezogen.

Im Auftrag

Kerstin Finis-Keck
Abteilungsleiterin Verkehr
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw. 
Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der 
Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläu-
bigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die An-
meldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines 
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin er-
folgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberück-
sichtigt.
Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len. Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift 
der Geschäftsstelle abgeben.
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht 
den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der 
Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes.

Amtsgericht Bad Liebenwerda

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 15. Januar 2019, 13:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von 
Gorden Blatt 200 eingetragene Grundstück; Bezeichnung ge-
mäß Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe

4 Gorden 3 93 Gebäude- und Freifläche, 
Triftstraße 9

999 m²

versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Es liegt Bebauung in Form eines 
Wohnhauses und mehrerer Nebengebäude vor.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 14.08.2017.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG 
festgesetzt auf 34.600,00 EUR.
Geschäfts-Nr.: 15 K 69/17

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 17. Januar 2019, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von 
Schönborn Blatt 801 eingetragene Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe

8 Schönborn 1 513 Gebäude- und Freifläche, 
Bahnhofstraße 19

1.317 m²

versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem weitestgehend 
sanierten Vierfamilienhaus und kleinen Nebengebäuden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 18.09.2017.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG 
festgesetzt auf 70.000,00 EUR.
Geschäfts-Nr.: 15 K 70/17

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag,  17. Januar 2019, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von 
Fichtenberg Blatt 31 eingetragene Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe

3 Fichtenberg 3 694 Gebäude- und Freifläche, 
Bergstraße 16

441 m²

versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem Einfamilien-
haus (Bj. ca. 1907).
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 24.01.2017.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG 
festgesetzt auf 25.000,00 EUR.
Geschäfts-Nr.: 15 K 10/17

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Dienstag, 22. Januar 2019, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll-
roser Chaussee 55, Saal 302, die im Grundbuch von Fürsten-
walde/Spree Blatt 1831 eingetragenen  Grundstücke, Bezeich-
nung gemäß Bestandsverzeichnis:
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lfd. Nr. 3,	 Gemarkung Fürstenwalde/Spree, Flurstück 132, 
Flurstück 292, Gebäude- und Freifläche, Linden-
str. 54, Größe: 582 m²

lfd. Nr. 5, 	 Gemarkung Fürstenwalde/Spree, Flur 19, Flur-
stück 214, Gebäude- und Freifläche, Lindenstr. 54, 
Größe: 2.498 m²

versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
24.07.2017 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf:
lfd. Nr. 3:		  873,00 EUR
lfd. Nr. 5:		  197.000,00 EUR
Gesamtausgebot:	 199.000,00 EUR. 
Nutzung:
lfd. Nr. 3: 	 unbebaut
lfd. Nr. 5: 	 Büro- und Werkstattgebäude
Postanschrift: 	 Lindenstraße 54, 15517 Fürstenwalde/Spree
Az.: 3 K 56/17

Terminsbestimmung
Zur Aufhebung der Gemeinschaft soll am

Dienstag, 29. Januar 2019, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Alt Stahns-
dorf Blatt 291, eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß 
Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 2, 	 Gemarkung Alt Stahnsdorf, Flur 1, Flurstück 476, 

Gebäude- und Freifläche, Straße des Sports, Größe: 
496 m² 

versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
22.11.2016 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 24.800,00 EUR.

Nutzung: 	 saisonal nutzbares Wochenendgrundstück
Postanschrift:	 Straße des Sports 12 c, 15859 Storkow OT Alt 

Stahnsdorf
Az.: 3 K 109/16

Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 22. Januar 2019, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Blankenfelde Blatt 235 eingetragene Grundstück, Bezeich-
nung gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 2,	 Gemarkung Blankenfelde, Flur 2, Flurstück 1, Ge-

bäude- und Freifläche, Dorfstraße 1, Triftstraße 1, 
Größe 1.234 m²

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 490.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
14.08.2017 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in Dorfstraße 1, Triftstraße 1 in 
15827 Blankenfelde-Mahlow OT Blankenfelde. Es ist bebaut 
mit einem 1 1/2 geschossigen, partiell unterkellerten Mehrfa-
milienhaus (Baujahr vor 1900, Wohnfl. ca. 530 qm) nebst An-
bauten. Das Grundstück liegt im Bereich eines Bodendenkmals.
Die nähere Beschreibung kann dem im Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten 
entnommen werden.
Az.: 17 K 45/17

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Bekanntmachung über die Ungültigkeitserklärung
von Dienstausweisen

Landesrechnungshof Brandenburg

Der abhanden gekommene Dienstausweis von Herrn Thomas 
Bachmann mit Dienstausweisnummer 203 833, Landesrech-
nungshof Brandenburg, ausgestellt am 24.03.2011, Gültigkeits-
vermerk bis zum 23.03.2021, wird hiermit für ungültig erklärt.
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NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Gläubigeraufrufe

Der Verein Wassersport Siebenmark e. V., Karl-Marx-Str. 10 b, 
15749 Mittenwalde, ist am 11.10.2018 aufgelöst worden. Die 
Gläubigerinnen/Gläubiger werden aufgefordert, bestehende An- 
sprüche gegen den Verein bei nachstehend genanntem Liquida-
tor anzumelden.

Dirk Szubiak
Karl-Marx-Str. 10 d
15749 Mittenwalde

STELLENAUSSCHREIBUNGEN

Unfallkasse Brandenburg

Zum nächstmöglichen Zeitpunkt wird der 

Geschäftsführer (m/w/d) 
der Unfallkasse Brandenburg

mit Dienstsitz in Frankfurt (Oder) gesucht.

Als Körperschaft des öffentlichen Rechts mit ca. 150 Beschäf-
tigten ist die Unfallkasse Brandenburg - zugleich Feuerwehr-
Unfallkasse Brandenburg - Träger der gesetzlichen Unfallversi-

cherung im Land Brandenburg und zuständig für Unfallver- 
hütungsmaßnahmen, die Entschädigung von Arbeits- und We-
geunfällen sowie Berufskrankheiten. Die Unfallkasse Branden-
burg betreut rund 17.000 Einrichtungen und Schulen der öffent-
lichen Hand und 6.000 private Haushalte sowie ca. 300  Un- 
ternehmen. Insgesamt ergeben sich hieraus rund 700.000 Versi-
cherungsverhältnisse. Das jährliche Haushaltsvolumen beträgt 
ca. 51 Millionen Euro.

Die vollständige Stellenausschreibung mit konkretem Aufga-
ben- und Anforderungsprofil finden Sie auf unserer Homepage: 
www.ukbb.de.

Der Verein Freie Wählergemeinschaft für Seelow e. V., Birken-
weg 5, 15306 Seelow, ist am 22.03.2018 auf Beschluss der Mit-
gliederversammlung aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen/
Gläubiger werden aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen 
den Verein bei nachstehend genannten Liquidatoren anzumel-
den.

Birgit Scholz	 Bernd Thormann
Birkenweg 5	 Brombeerweg 17
15306 Seelow	 15306 Seelow
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